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Hoher: Untauglicher Gesetzesentwurf ohne gerechten Interessenausgleich
und praktikable Regelungen zur Jagd

Ablehnung der unausgegorenen Neurungen im Jagd-und Wildtiermanagement zwingend.

Zur Verabschiedung eines Gesetzentwurfs zur Änderung des Jagd- und Wildtiermanagements im
Landtag sagte der Sprecher für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz der FDP/DVP-Landtagsfraktion,
Klaus Hoher:

 „Die von der Landesregierung beschlossenen Änderungen im Jagd-und Wildtiermanagementgesetz
können wir nicht mittragen. Allein die Vielzahl der Änderungsanträge zum Gesetzentwurf, die dem
Landtagsplenum heute vorlagen, zeigt, wie unausgegoren einige Aspekte des Gesetzes sind. Bereits zur
Beratung im Landwirtschaftsausschuss wurden wenige Minuten vor der Sitzung noch Änderungen von
der Landesregierung veranlasst. Das zeugt nicht gerade von guter, redlicher parlamentarischer Arbeit an
einem Gesetz.

Der Landesjagdverband hat sich mit einem umfassenden Schreiben zum Gesetzesentwurf geäußert und
sieht zu Recht in zahlreichen Paragraphen noch unbedingten Handlungsbedarf. So wird im
Wildschadensersatzrecht nun eine Beweislastregelung vorgesehen, die keineswegs dem Kompromiss
entspricht, der im Vorfeld des Gesetzesentwurfes am Runden Tisch des Landwirtschaftsministeriums mit
den Interessengruppen gefunden wurde. Ein gerechter Interessenausgleich sieht anders aus.

Auch die Verschiebung der Schonzeit um zwei Wochen nach vorne geht fehl, weil dadurch auch die
Jagdzeit auf den Fuchs, Waschbär oder Marder eingeschränkt wird. Die Bejagung von Prädatoren ist aber
für den Schutz des Niederwildes und des Auerwildes und der Biodiversität von grundsätzlicher
Bedeutung. Die geplante Verlegung der Jagdruhezeit würde also Bemühungen zum Schutz
feldbewohnender Wildtiere und dem Auerwild sowie der Eindämmung von invasiven Neozoen
konterkarieren. Deshalb haben wir die Abschaffung der starren Jagdruhe beantragt, die wir durch
artenbezogene Jagd- und Schonzeiten ersetzen wollen. Mit ihrer Ablehnung haben Grüne und CDU es
verpasst, das Wildtiermanagement mit Leben zu füllen und so für eine breite Akzeptanz in der
Gesellschaft zu sorgen. Denn die von der Regelung betroffenen Jäger werden ihnen hier die Akzeptanz
nicht schenken.“


